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Antrag 

der Abg. Katrin Steinhülb-Joos u. a. SPD 

 

Vorgaben zu den „Handschlaglehrkräften“ an den Schulen Baden-Württembergs 

 

 
Der Landtag wolle beschließen, 

die Landesregierung zu ersuchen 

 

zu berichten, 

 

1. wie viele sogenannte „Handschlaglehrkräfte“ in den vergangenen fünf Schuljahren in Baden-Würt-

temberg eingestellt wurden (bitte aufgeschlüsselt nach Schuljahr, Schulart und Landkreis); 

 

2. wie viele Unterrichtsstunden in den vergangenen fünf Schuljahren in den Schulen in Baden-Württem-

berg durch „Handschlaglehrkräfte“ gehalten wurden (bitte aufgeschlüsselt nach Schuljahr und Schul-

art); 

 

3. wie sie die Umsetzung des Konzepts der „Handschlaglehrkräfte“ in Baden-Württemberg und deren 

Mehrwert für die Schulen aktuell bewertet; 

 

4. welche Voraussetzungen und Qualifikationen „Handschlaglehrkräfte“ mitbringen müssen, insbeson-

dere in Bezug auf die Aufgaben, die sie in den verschiedenen Schularten übernehmen; 

 

5. wie viel eine „Handschlaglehrkraft“ in den vergangenen fünf Schuljahren je nach Schulart verdient 

hat bzw. verdient (bitte aufgeschlüsselt nach Schuljahr und Schulart); 

 

6. aus welchen Gründen eine Grundschullehrkraft bei einem Einsatz in der Sekundarstufe I den Stun-

densatz der Grundschule erhalten soll und nicht den Stundensatz der Sekundarstufe I; 

 

7. ob sie beabsichtigt, die Gehälter der „Handschlaglehrkräfte“ in den Grundschulen zu erhöhen; 

 

8. wie der Einstellungsprozess für eine „Handschlaglehrkraft“ abläuft, insbesondere unter Darstellung 

des bürokratischen Mehraufwands, der für die Schulen mit dem Schreiben „Zeitkontingent im Rah-

men der Verlässlichen Grundschule und für Schulen der Sekundarstufe I sowie für die Primar- und 

Sekundarstufe I bzw. Hauptstufe an SBBZ für kurzfristige Vertretungsfälle“ im November 2023 hin-

zukam; 

 

9. welche Gründe die Landesregierung zu diesen neuen Vorgaben hinsichtlich der Einstellung von 

„Handschlaglehrkräften“ bewogen haben; 

 

10. inwiefern sie das Zeitkontingent von acht Wochenstunden für eine „Handschlaglehrkraft“ als ausrei-

chend erachtet, um beispielsweise den Ausfall einer Klassenleitung zu kompensieren; 

 

11. ob sie es für sinnvoll hält, dass einer mehrzügigen Schule mit hoher Schülerzahl das gleiche Zeitkon-

tingent zur Verfügung gestellt wird wie einer wesentlich kleineren Schule; 

 

12. ob sie (wenn ja, welche) Möglichkeiten sieht, das Zeitkontingent für „Handschlaglehrkräfte“ zu er-

weitern; 

 

 



13. welche Maßnahmen sie ergreifen möchte, um mehr Schulen auf die Option der Einstellung von 

„Handschlaglehrkräften“ aufmerksam zu machen. 

 

 

26.3.2024 

 

Steinhülb-Joos, Dr. Fulst-Blei, Born, Kenner, Rolland SPD 

 

 

 

B e g r ü n d u n g  

 

Die Schulleitungen des Landes ächzen unter dem Lehrkräftemangel und der daraus folgenden Mehrbelas-

tung. Trotzdem gibt es immer wieder neue Vorgaben aus dem Kultusministerium, welche innerhalb von 

verhältnismäßig kurzer Zeit umgesetzt werden müssen. Eine Möglichkeit, um dem Lehrkräftemangel ent-

gegenzuwirken, sind die „Handschlaglehrkräfte“. Jede Schule erhält ein Zeitkontingent von 70 Unterrichts-

stunden pro Kalenderjahr, welches auf Grundlage einer nebenberuflichen Tätigkeit an eine Vertretungs-

lehrkraft vergeben werden kann. Dazu war bislang lediglich eine mündliche Einigung notwendig. Schul-

verbände bemängeln nun, dass die bürokratischen Anforderungen für die Einstellung der sogenannten 

„Handschlaglehrkräfte“ gestiegen seien. Zudem stehen pro „Handschlaglehrkraft“ und Woche nur acht 

Stunden zur Verfügung, wodurch die Schulen beispielsweise den Ausfall einer Klassenleitung nicht einmal 

annähernd kompensieren können. Dieser Antrag befasst sich daher mit den Vorgaben zur Einstellung und 

zum Gehalt der „Handschlaglehrkräfte“ sowie dem verfügbaren Zeitkontingent. 


